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Rechtsgutachten 
 
 
Notmassnahmen Hochwasserschutz Rhone 
 

Der WWF Wallis hat mich beauftragt, folgende Rechtsfragen gutachterlich abzuklären: 

1. Ist es zulässig, dass der Kanton Wallis nach den verheerenden Überschwemmungs-
schäden im Gebiet Siders/Chippis im Juni 2024 allein gestützt auf die polizeiliche 
Generalklausel dringliche Hochwasserschutzmassnahmen vornehmen lässt? 

2. Können diese Schutzmassnahmen als dringliche Notmassnahmen ausserhalb des 
üblichen rechtlichen Rahmens angeordnet werden? 

3. Welche Mitwirkungsrechte und Rechtsschutzmöglichkeiten bestehen für Umwelt-
verbände? 

 

Den Fragen liegt folgender Sachverhalt zugrunde: 

Im Kanton Wallis besteht an der Rhone abschnittsweise die Gefahr von Hochwassern. Im Lauf 
der Zeit trat der Fluss immer wieder über die Ufer, so 1860, 1897, 1935, 1948, 1987, 1993 und 2000. 
Um die Hochwassergefahr zu bannen, wurden bisher zwei grosse Rhonekorrektionen durchge-
führt (1. Rhonekorrektion von 1863 bis 1894, 2. Rhonekorrektion von 1931 bis 1961), und es ist ab 
2000 eine 3. Rhonekorrektion vorbereitet1 und teilweise bereits ausgeführt2 worden; die weitere 
Umsetzung des Projekts verursacht jedoch politische Diskussionen.  

Im Jahr 2024 ereigneten sich im Juni gleich zwei kritische Hochwasser, am 21. Juni und am 29./30. 
Juni. Vor allem das Hochwasser vom 29./30. Juni führte zu Überschwemmungen der Rhone und 
von Seitenflüssen, zu Murgängen und zu Erdrutschen. Das Hochwasserereignis verursachte 
erhebliche Schäden. Besonders die Regionen Saastal, Goms, Val d'Anniviers, Siders/Chippis und 
Val de Bagnes waren betroffen. Im Raum Siders/Chippis verursachten die Überflutungen grosse 
Schäden bei der im Talboden gelegenen Industrie und in Wohngebieten.  

Um zur Schadenbegrenzung rasch eingreifen zu können, rief der Staatsrat des Kantons Wallis am 
30. Juni 2024 die «besondere Lage» im Sinne von Art. 2 Abs. 2 des Gesetzes über den Bevölke-
rungsschutz und die Bewältigung von besonderen und ausserordentlichen Lagen3 aus, wodurch 
rasch zusätzlich zu den ordentlichen Mitteln umfangreiche zivile und militärische Mittel zum Ein-
satz gebracht werden konnten. Nach der Stabilisierung der Lage hob der Staatsrat am 10. Juli 
2024 die «besondere Lage» wieder auf. 

Am 28. August 2024 beschloss der Staatsrat, die hochwassergefährdeten Gebiete im Raum 
Siders/Chippis rasch zu sichern. Gemäss Medienmitteilung ordnete er unter Hinweis auf die 

 
1 Es liegt ein generelles Projekt vor, und die Finanzierung ist im Gesetz über die Finanzierung der 3. Rhonekorrektion vom 
15. November 2018 (GFinR3; SGS 612.7) geregelt. 
2 Im Rahmen sogenannter vorgezogener Massnahmen wurden Schutzmassnahmen ergriffen, so etwa im Raum Visp. 
3 Vom 15. Februar 2013 (GBBAL; SGS 501.1). 
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«allgemeine Polizeiklausel» dringliche Massnahmen (Entfernung oder Umbau der Eisenbahn-
brücke, Anhebung und Sanierung der Strassenbrücke zwischen Siders und Chippis) an. Diese 
Massnahmen sollen vom ordentlichen Verfahren (öffentliche Planauflage, Ausschreibung 
gemäss dem öffentlichen Beschaffungsrecht usw.) ausgenommen werden. Die auf Notrecht 
abgestützten dringlichen Massnahmen mit Bezug auf die Eisenbahnbrücke und die Strassen-
brücke sollen gemäss dem Willen des Staatsrats unbedingt im Winter 2024/2025, während der 
Niedrigwasserperiode, durchgeführt werden. Im Einzelnen plant der Staatsrat Folgendes: 

«• Die Beseitigung des durch die Eisenbahnbrücke verursachten Hindernisses durch ihren 
Rückbau oder den Einbau einer Vorrichtung, um das Bauwerk bei Hochwasser anzuheben. Die 
oberhalb der Strassenbrücke gelegene Eisenbahnbrücke stellt das erste und wichtigste Hin-
dernis für den Wasserabfluss mit Verklausungsgefahr in diesem Bereich dar. Die Wahl der 
Variante wird von den Entscheidungen der Gesellschaft abhängen, die Eigentümerin des Bau-
werks ist. 

• Die Anhebung und Sanierung der Strassenbrücke zwischen Siders und Chippis auf der Kan-
tonsstrasse Sitten – Bramois – Chippis – Siders, die ebenfalls ein Hindernis für den Wasser-
abfluss mit Verklausungsgefahr darstellt. Die Brücke dient zudem als Transportweg für 
Strom, Gas, Glasfaserkabel und Trinkwasser. Die massgebende Höhe dieser Anhebung, 
bedingt durch die Strassenanschlüsse, wird im Falle eines erneuten Auftretens eines Hoch-
wassers wie im Juni 2024 oder im Oktober 2000 eine ausreichende Abflusskapazität bieten.»4 

Hingegen sollen die «dringlichen Massnahmen und Studien zur Verbesserung der Sicherheit der 
Ebene am rechten und linken Rhoneufer in Siders und Chippis [...] gemäss dem Gesetz über 
Naturgefahren und Wasserbau5 angeordnet»6 werden, das nach Ansicht des Staatsrates «die 
Durchführung dringlicher Arbeiten mit nachträglicher Regularisierung erlaubt». Vorgesehen sind 
folgende Massnahmen: 

«• der Ersatz der dringlich zwischen zwei Hochwassern gesetzten Betonklötze durch eine teil-
weise oberirdische Spundwandkonstruktion oder durch dauerhaftere Hochwassersperren; 

• die Errichtung eines Erddamms flussaufwärts bis zur KS44 (Strassenachse Siders–Chippis); 

• die Einrichtung einer Spundwand entlang der Erschliessungsstrasse unterhalb der KS44; 

• die Inspektion der Stützmauer der Alusuisse-Villen, um festzustellen, ob eine Verstärkung, 
eine Instandsetzung der bestehenden Mauer oder der Bau einer neuen Mauer erforderlich ist. 

• die Anpassung der Wehrverschlüsse an den Wasserrückgaben oder die Errichtung einer 
Mauer, um ein Überlaufen in die Fabrik zu verhindern.»7 

Die beschriebenen Massnahmen sollen bis zur Verwirklichung der im Rahmen der 3. Rhone-
korrektion vorgesehenen «prioritären Massnahme Siders–Chippis» durchgeführt werden. Diesen 
prioritären Massnahmen wird attestiert, dass sie langfristig die beste Lösung für die Abwendung 
der Bedrohung durch Rhone-Hochwasser darstellen.8 

Anzumerken ist schliesslich, dass die vorgesehenen prioritäre Massnahme Siders–Chippis im Jahr 
2008 hinsichtlich vorhandener belasteter Standorte, Ortsbildschutz und Mobilität überprüft 
worden ist und während rund 14 Jahren Gegenstand von Variantenstudien war. 

 

 
4 Medienmitteilung des Departements für Mobilität, Raumentwicklung und Umwelt (DMRU) vom 28. Juni 2024, auf der 
Website des Kantons Wallis abgerufen am 30. August 2024 unter 
https://www.vs.ch/de/web/communication/detail?groupId=529400&articleId=33080446&redirect=https%3A%2F%2Fwww.
vs.ch%2Fde%2Fweb%2Fcommunication%2Farchives%3Fp_p_id%3Dvsarchiveportlet%26p_p_lifecycle%3D0%26p_p_state%
3Dnormal%26p_p_mode%3Dview 
5 Vom 10. Juni 2022 (GNGWB; SGS 721.1). 
6 Medienmitteilung DMRU (Fussnote 4) 
7 Medienmitteilung DMRU (Fussnote 4). 
8 Medienmitteilung DMRU (Fussnote 4). 
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Beantwortung der Rechtsfragen: 

 

1. Ist es zulässig, dass der Kanton Wallis nach den verheerenden Überschwemmungs-
schäden im Gebiet Siders/Chippis im Juni 2024 allein gestützt auf die polizeiliche 
Generalklausel dringliche Hochwasserschutzmassnahmen vornehmen lässt? 

1.1. Voraussetzungen für die Anwendung der polizeilichen Generalklausel 

Die Begriffe «Notrecht» und «Dringlichkeitsrecht» werden in der schweizerischen Rechtspraxis 
unscharf verwendet. Die Walliser Kantonsverfassung9 erklärt in Art. 56 den Staatsrat im Fall 
grosser und unmittelbarer Gefahr für zuständig, die «ausserordentliche Gewalt» auszuüben: 

Art. 56 
1 Der Staatsrat gewährleistet die öffentliche Ordnung und verfügt zu diesem Zweck über die 
Polizei und die kantonalen Truppen.  
2 Er übt im Falle grosser und unmittelbar bevorstehender Gefahr die ausserordentliche Gewalt 
aus und benachrichtigt unverzüglich den Grossen Rat über die Massnahmen, die er trifft. 

Im Gesetz über die Organisation der Räte und die Beziehungen zwischen den Gewalten10 wird 
dazu Folgendes ausgeführt: 

Art. 87 Ausserordentliche Lage 
1 Im Falle einer ausserordentlichen Lage kann der Staatsrat alle Massnahmen treffen, die 
geeignet sind, die Regierungs-, Verwaltungs- und Gerichtstätigkeit soweit als möglich zu 
gewährleisten. 
2 Vorbehalten bleiben die besonderen Bestimmungen des Gesetzes über den Bevölkerungs-
schutz und die Bewältigung von besonderen und ausserordentlichen Lagen. 
3 Der Staatsrat unterbreitet dem Grossen Rat einen Bericht über die unter diesen Umständen 
getroffenen Massnahmen. 

Im Allgemeinen werden unter dem Notrecht zwei unterschiedliche Tatbestände verstanden:  

Zum einem wird damit ein Staatsnotstand bezeichnet, der insbesondere bei kriegerischen Ereig-
nissen und allgemeinen schwerwiegenden Krisen eintritt, bei denen der Staat in seiner Existenz, 
d.h. in seinen Grundlagen, bedroht ist und ein Zustand zeitlicher Dringlichkeit besteht.11  

Davon abzugrenzen ist zum andern der Polizeinotstand. Darunter werden dringliche Massnah-
men der polizeilichen Gefahrenabwehr verstanden, weil wichtige Rechtsgüter («Polizeigüter»12) 
gefährdet sind. 

Wie jede staatliche Tätigkeit wird auch für die Aufgabe der polizeilichen Gefahrenabwehr grund-
sätzlich eine gesetzliche Grundlage verlangt.13  Polizeiliche Interventionen haben sich nach den 
einschlägigen Vorschriften zu richten. Allerdings lassen sich die möglichen polizeiwidrigen 
Zustände nicht abschliessend umschreiben. Es ist zudem unmöglich, die Abwehr aller nur 
irgendwie denkbaren Gefahren generell-abstrakt zu regeln. Deshalb steht der öffentlichen 
Hand die Befugnis zu, bei schweren, unmittelbar drohenden Gefahren oder schweren Stö-
rungen der Polizeigüter auch ohne ausdrückliche gesetzliche Grundlage im Rahmen der 

 
9 Verfassung des Kantons Wallis vom 8. März 1907 (KV; SGS 101.1). 
10 Vom 28. März 1996 (SGS 171.1). 
11 HANS REINHARD, Allgemeines Polizeirecht, Aufgaben, Grundsätze und Handlungen, Berner Diss., Bern 1993, S. 165; PIERRE 
TSCHANNEN/MARKUS MÜLLER/MARKUS KERN, Allgemeines Verwaltungsrecht, 5. A., Bern 2022, Rz. 1549. 
12 Gemäss BGE 91 I 460: Schutz der öffentlichen Ordnung, Ruhe, Sicherheit, Gesundheit, Sittlichkeit sowie von Treu und 
Glauben im Geschäftsverkehr. 
13 Art. 5 Abs. 1 BV: «Grundlage und Schränke staatlichen Handelns ist das Recht.» 
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sogenannten polizeilichen Generalklausel (auch allgemeine Polizeiklausel oder Polizeigene-
ralklausel genannt) zu handeln.14 Sie ist Teil des eidgenössischen Verfassungsrechts.15 

Die polizeiliche Generalklausel kommt zum Zug, wenn folgende Voraussetzungen kumulativ 
erfüllt sind: 

- Bedrohtes fundamentales Rechtsgut 

Damit die zuständigen Behörden im Rahmen der polizeilichen Generalklausel ausserhalb des 
gesetzlichen Rahmens handeln können, müssen fundamentale Rechtsgüter des Staates oder 
von Privaten bedroht sein.16  

- Schwere Störung oder Gefahr 

Die Anwendung der polizeilichen Generalklausel setzt zweitens voraus, dass eine schwere 
Störung oder Gefährdung dieses fundamentalen Rechtsgutes eingetreten ist oder bevor-
steht. Die Störung oder Gefahr muss eine gewisse Intensität erreichen.17 

- Zeitliche Dringlichkeit 

Es wird drittens vorausgesetzt, dass die Gefahrensituation unmittelbar bevorsteht oder 
bereits eingetreten ist. Polizeiliche Massnahmen zum Schutz der Rechtsgüter sind somit nur 
zulässig, wenn die Massnahmen zeitlich dringlich sind.18 

- Subsidiarität 

Die polizeiliche Generalklausel kann viertens nur dann Grundlage für polizeiliches Handeln 
bilden, wenn die Störung oder Gefahr nicht mit den gesetzlich vorgesehenen Mitteln abzu-
wenden ist.19 

- Zuständigkeit 

Fünftens wird vorausgesetzt, dass die handelnde Behörde im Rahmen ihrer Zuständigkeit 
handelt.20 

- Verhältnismässigkeit 

Schliesslich müssen die angeordneten Massnahmen – betrachtet aus einer ex-ante-Optik –
verhältnismässig sein. Dabei ist auch zu berücksichtigen, ob die Notfallsituation vorherseh-
bar war oder nicht.21 

 

1.2. Würdigung 

Es steht ausser Frage, dass durch Hochwasser, wie sie im Juni 2024 aufgetreten sind, im Raum 
Siders/Chippis erhebliche Schäden angerichtet werden können. Im Vordergrund stehen eine 
Gefahr für Leib und Leben von Personen, die sich im Gefahrengebiet aufhalten, sowie die Gefahr 
der Zerstörung und Beschädigung erheblicher Sachwerte. Tritt ein Hochwasser ein, muss je nach 
Hochwasserereignis von einer hohen Intensität der Störung oder Gefahr ausgegangen werden. 

 
14 REINHARD (Fussnote 11), S. 157 f. 
15 BGE 92 I 31. 
16 BGE 137 II 431, 444; ULRICH HÄFELIN/GEORG MÜLLER/FELIX UHLMANN, Allgemeines Verwaltungsrecht, 8. A., Zürich/St. Gallen 
2020, Rz. 2580a. 
17 HÄFELIN/MÜLLER/UHLMANN (Fussnote 16), Rz. 2581. 
18 HÄFELIN/MÜLLER/UHLMANN (Fussnote 16), Rz. 2582. 
19 HÄFELIN/MÜLLER/UHLMANN (Fussnote 16), Rz. 2582a. 
20 TSCHANNEN/MÜLLER/KERN (Fussnote 11), Rz. 1545. 
21 TSCHANNEN/MÜLLER/KERN (Fussnote 11), Rz. 1545. 
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Das Gebiet ist heute nicht hochwassersicher, so dass sich unter den Gesichtspunkten «bedrohtes 
fundamentales Rechtsgut» und «schwere Störung oder Gefahr» weitere staatliche Hochwasser-
schutzmassnahmen aufdrängen. 

Beim Hochwasserereignis vom 29./30. Juni 2024 handelte es sich um ein Ereignis, das mit einer 
Jährlichkeit von schätzungsweise HQ50 – HQ100, also statistisch alle 50–100 Jahre einmal, auftritt. 
Für das Ereignis vom 29./30. Juni 2024, d.h. in der Akutphase des Ereignisses, war die für die An-
wendung der polizeilichen Generalklausel erforderliche zeitliche Dringlichkeit klarerweise gege-
ben. In dieser Phase waren Sofortmassnahmen wie das Abdichten oder Verstärken von Dämmen, 
die zu brechen drohten, das Sperren von Anlagen, die selber zu einer Gefahr geworden waren, 
Bewerbungs- und Betretungsverbote oder das Evakuieren von Personen ohne Weiteres von der 
polizeilichen Generalklausel abgedeckt. 

Mit der Normalisierung der Hochwasserlage ist heute jedoch nicht mehr von einer besonderen 
Dringlichkeit auszugehen. Spätestens ab dem Jahr 2000 wusste man um die Hochwasserschutz-
defizite im Raum Siders/Chippis, weshalb im Rahmen der 3. Rhonekorrektion die «prioritäre 
Massnahme Siders–Chippis» vorgesehen war (und ist). Ein gleichartiges Schadenereignis wie 
Ende Juni 2024 ist mit einer Jährlichkeit von lediglich 50 bis 100 Jahre zu erwarten. Nach 
Beendigung des Hochwasserereignisses konnte daher nicht mehr von einer besonderen 
Dringlichkeit von Hochwassermassnahmen die Rede sein, die es rechtfertigen könnte, mit 
Notrecht Massnahmen vorzusehen. 

Auch mit Blick auf das Erfordernis der Subsidiarität bestand nach Beendigung des 
Ereignisses kein Anlass, von den im kantonalen Recht vorgesehenen Verfahren 
abzuweichen. Es bestehen mit dem Gesetz über die Naturgefahren und den Wasserbau 
grundsätzlich eine sachgerechte gesetzliche Ordnung, die nicht leichtfertig umgangen werden 
darf (Näheres dazu hinten unter Ziff. 2). 

Die Voraussetzungen für die Anwendung der polizeilichen Generalklausel müssen kumulativ 
erfüllt sein; dies war hinsichtlich der vom Staatsrat in Aussicht genommenen Massnahmen nach 
dem soeben Gesagten nicht der Fall. Daraus ist zu schliessen, dass sich der Kanton Wallis für die 
im Winter 2024/2025 geplanten Massnahmen (Höherlegung der Strassenbrücke, Entfernung 
oder Höherlegung der Eisenbahnbrücke) nicht auf die polizeiliche Generalklausel berufen konnte. 

Anders ist die Situation dann zu würdigen, wenn neue akute Schadenereignisse drohen oder 
wenn eine akute Gefahrensituation weiterhin besteht. In solchen Fällen können dringliche 
Notmassnahmen – wie sie auch beim Ereignis vom 29./30. Juni 2024 durchgeführt wurden – ohne 
das vorgängige Durchlaufen eines förmlichen Verwaltungsverfahrens durchgeführt werden. 
Wenn akut weitere schwerwiegende Schäden drohen, sind auch einschneidende Massnahmen 
wie der Abbruch der Eisenbahnbrücke oder die Sperrung der Autobrücke usw. ohne Weiteres 
zulässig; die nötigen Bewilligungen können nachträglich eingeholt werden. 

Es sei an dieser Stelle angemerkt, dass – selbst wenn Massnahmen der Gefahrenabwehr unter 
Umgehung der dafür ordentlich vorgesehenen Verfahren ergriffen werden dürften – die Mass-
nahmen die materiellrechtlichen Anforderungen an Hochwasserschutzmassnahmen zu respektie-
ren hätten. Sich nur auf die Hochwassersicherheit zu beschränken, wäre mit einer Umgehung des 
materiellen Rechts verbunden und bundesrechtswidrig. Die Projekte sind vielmehr so auszuarbei-
ten und die Behebungsmassnahmen so auszuführen, dass nicht nur der Aspekt der Hochwasser-
sicherheit im Auge behalten werden kann. Es sind so weit als möglich auch die materiellen 
Vorschriften des übrigen Umweltrechts in ihrer Gesamtheit zu beachten.  
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2. Können diese Schutzmassnahmen als dringliche Notmassnahmen ausserhalb des 
üblichen rechtlichen Rahmens angeordnet werden? 

2.1. Bundesrechtlicher Rahmen des Hochwasserschutzes 

Das Bundesgesetz über den Wasserbau22 weist die Aufgabe des Hochwasserschutzes den Kan-
tonen zu.23  

Gemäss diesem Bundesgesetz haben die Kantone den Hochwasserschutz in erster Linie durch den 
Unterhalt der Gewässer und durch raumplanerische Massnahmen zu gewährleisten.24 Wenn 
diese Massnahmen nicht ausreichen, müssen Massnahmen wie Verbauungen, Eindämmungen, 
Korrektionen, Geschiebe- und Hochwasserrückhalteanlagen sowie alle weiteren Vorkehrungen, 
die Bodenbewegungen verhindern, getroffen werden.25 Das Bundesrecht verlangt dabei, dass 
diese Massnahmen mit jenen aus anderen Bereichen gesamthaft und in ihrem Zusammenwirken 
beurteilt werden.26 

An die kantonalen Massnahmen des Hochwasserschutzes stellt das Bundesgesetz über den 
Wasserbau insbesondere folgende materielle Anforderungen: 

Art. 4   Anforderungen 
1 Gewässer, Ufer und Werke des Hochwasserschutzes müssen so unterhalten werden, dass der 
vorhandene Hochwasserschutz, insbesondere die Abflusskapazität, erhalten bleibt. 
2 Bei Eingriffen in das Gewässer muss dessen natürlicher Verlauf möglichst bebehalten oder 
wiederhergestellt werden. Gewässer und Gewässerraum müssen so gestaltet werden, dass: 

a. sie einer vielfältigen Tier- und Pflanzenwelt als Lebensraum dienen können; 
b. die Wechselwirkungen zwischen ober- und unterirdischen Gewässern weitgehend 

erhalten bleiben; 
c. eine standortgerechte Ufervegetation gedeihen kann. 

3 In überbauten Gebieten kann die Behörde Ausnahmen von Absatz 2 bewilligen. 
4 Für die Schaffung künstlicher Fliessgewässer und die Wiederinstandstellung bestehender 
Verbauungen nach Schadenereignissen gilt Absatz 2 sinngemäss. 

Zu beachten sind bei Hochwasserschutzmassnahmen auch die weiteren Vorgaben in anderen 
Bundesgesetzen. Hervorzuheben ist insbesondere das Gewässerschutzgesetz. Es ist darauf ge-
richtet, dass beeinträchtigte Gewässer revitalisiert werden. Von besonderer Bedeutung ist Art. 37 
des Gesetzes: 

Art. 37   Verbauung und Korrektion von Fliessgewässern 
1 Fliessgewässer dürfen nur verbaut oder korrigiert werden, wenn: 

a. der Schutz von Menschen oder erheblichen Sachwerten es erfordert (Art. 3 Abs. 2 
des BG vom 21. Juni 1991 über den Wasserbau); 

b. es für die Schiffbarmachung oder für eine im öffentlichen Interesse liegende Nut-
zung der Wasserkraft nötig ist; 

bbis. Es für die Errichtung einer Deponie nötig ist, die nur am vorgesehenen Standort 
errichtet werden kann und auf der ausschliesslich unverschmutztes Aushub-, 
Abraum- und Ausbruchmaterial abgelagert wird; 

 
22 Vom 21. Juni 1991 (SR 721.100). 
23 Art. 2 Bundesgesetz über den Wasserbau. 
24 Art. 3 Abs. 1 Bundesgesetz über den Wasserbau. 
25 Art. 3 Abs. 2 Bundesgesetz über den Wasserbau. 
26 Art. 3 Abs. 3 Bundesgesetz über den Wasserbau. 
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c. dadurch der Zustand eines bereits verbauten oder korrigierten Gewässers im Sinn 
dieses Gesetzes verbessert werden kann. 

2 Dabei muss der natürliche Verlauf des Gewässers möglichst beibehalten oder wiederher-
gestellt werden. Gewässer und Gewässerraum müssen so gestaltet werden, dass: 

a. sie einer vielfältigen Tier- und Pflanzenwelt als Lebensraum dienen können; 
b. die Wechselwirkungen zwischen ober- und unterirdischem Gewässer weitgehend 

erhalten bleiben; 
c. eine standortgerechte Ufervegetation gedeihen kann. 

3 In überbauten Gebieten kann die Behörde Ausnahmen von Absatz 2 bewilligen. 
4 Für die Schaffung künstlicher Fliessgewässer gilt Absatz 2 sinngemäss. 

Obwohl das Projekt der 3. Rhonekorrektion als reines Hochwasserschutzprojekt und nicht als 
Revitalisierungsprojekt ausgelegt worden ist, sind doch die gesetzlich verankerten Wertungen 
des Bundesgesetzgebers in ihrer Gesamtheit auch bei reinen Hochwasserschutzprojekten zu 
berücksichtigen. In Rechnung zu stellen ist dabei auch, dass nach dem Willen des Bundesgesetz-
gebers die Gewässer nach Möglichkeit zu revitalisieren sind.27 

Je nach Sachzusammenhang bestehen weitere bundesrechtliche Anforderungen, die zu beachten 
sind. So können namentlich Vorgaben des Natur- und Heimatschutzgesetzes28 (beispielsweise 
hinsichtlich des Schutzes von Biotopen oder von Objekten, die im Inventar der schützenswerten 
Ortsbilder der Schweiz von nationaler Bedeutung [ISOS]), des Bundesgesetzes über die Fische-
rei29 (beispielsweise hinsichtlich der Erhaltung, Verbesserung und Wiederherstellung von Fisch-
lebensräumen) und des Umweltschutzgesetzes30 (beispielsweise Massnahmen bei durch Abfälle 
belasteten Standorten) bei der Projektierung und Durchführung von Hochwasserschutzprojekten 
von Bedeutung sein. 

Die bundesrechtlichen Vorgaben sind schweizweit zu beachten und damit auch für Walliser 
Hochwasserschutzprojekte massgebend. Kantonales Recht, das in Konflikt mit den bundesrecht-
lichen Vorgaben steht, ist aufgrund der derogatorischen Kraft des Bundesrechts31 unbeachtlich. 

 

2.2. Kantonales Wasserbaurecht 

Obwohl der Bund über eine umfassende Rechtsetzungskompetenz im Bereich des Wasserbaus – 
wozu auch der Hochwasserschutz zählt – verfügt, stellt das Bundesrecht keine umfassende Re-
gelung auf. Die Kantone können daher – jedoch nur im Rahmen der bundesrechtlichen Ordnung! 
– eigene Vorschriften erlassen. 

In der Kantonsverfassung von 1907 findet sich einzig eine Verpflichtung des Staates, mittels 
«Beiträgen für die Dämmung der Rhone sowie für die Dämmung und Verbauung der Bäche und 
Wildbäche» einzustehen.32 Es handelt sich um eine Verfassungsbestimmung, die es dem Kanton 
erlaubt, an Hochwasserschutzmassnahmen staatliche Beiträge zu leisten. 

Im Übrigen ist der rechtliche Rahmen des Hochwasserschutzes im Kanton Wallis in den Grund-
zügen im Gesetz über die Naturgefahren und den Wasserbau33 enthalten. 

Gemäss Art. 1 Abs. 1 GNGWB bezweckt das Gesetz die Sicherstellung des Schutzes von Menschen 
und erheblichen Sachwerten vor Naturgefahren (lit. a) sowie die Gewährleistung des Unterhalts 

 
27 Vgl. Art. 38a GSchG. 
28 Vom 1. Juli 1966 (NHG; SR 451). 
29 Vom 21. Juni 1991 (BGF; SR 923.0). 
30 Vom 7. Oktober 1983 (USG; SR 814.01). 
31 Art. 49 Abs. 1 BV; zur Bedeutung siehe ULRICH HÄFELIN/WALTER HALLER/HELEN KELLER/DANIELA THURNHERR, Schweizerisches 
Bundesstaatsrecht, 10. A., Zürich/Basel/Genf 2020, Rz. 1171 ff. 
32 Art. 17 Abs. 2 KV. 
33 Vom 10. Juni 2022 (GNGWB; SGS 721.1). 
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und des Wasserbaus von Fliessgewässern und Seen in einem so weit wie möglich natürlichen 
Zustand (lit. b).  

Zu den gravitativen Naturgefahren werden auch die Wassergefahren gezählt.34 

Der Wasserbau an Fliessgewässern und Seen umfasst die baulichen Massnahmen des Hochwas-
serschutzes und die Revitalisierungsmassnahmen.35 

Von grösster Bedeutung ist Art. 3 GNGWB, der die Grundsätze des staatlichen Handelns im Na-
turgefahrenbereich umschreibt: 

Art. 3   Grundsätze 
1 Der Schutz vor Naturgefahren erfolgt gemäss den Grundsätzen des integralen Risikomana-
gements. Dabei werden alle Naturgefahren und alle Arten von Massnahmen aus einer ökolo-
gisch, ökonomisch und sozial nachhaltigen Perspektive betrachtet und alle für Planung, Kon-
zeption und Realisierung von Massnahmen verantwortlichen Behörden und Eigentümer von 
Infrastrukturanlagen einbezogen. 

2 Das integrale Risikomanagement muss durch Präventivmassnahmen, Massnahmen während 
der Bewältigung und durch bauliche Massnahmen sichergestellt werden. Den Präventivmassnah-
men, insbesondere raumplanerischen, ist Vorrang zu geben. Sind diese Massnahmen unzu-
reichend, unzweckmässig oder nicht möglich, können die anderen Massnahmen ergriffen wer-
den. 
3 Bei der Bewertung der Naturgefahrenrisiken wird die kantonale Risikoanalyse einbezogen, die 
vom Kantonalen Risikoobservatorium (KRO) erstellt und aktualisiert wird. 
4 Der Schutz vor Naturgefahren berücksichtigt folgende Grundsätze: 

a) die Massnahmen müssen die neuesten Erkenntnisse betreffend die Naturgefahren und den 
Wasserbau berücksichtigen; 

b) die Massnahmen müssen wirtschaftlich und fachkundig umgesetzt werden; 
c) die Massnahmen müssen gesamthaft und in ihrem Zusammenwirken mit anderen einschlä-

gigen gesetzlichen Bestimmungen beurteilt werden. 
5 Für den institutionellen Verantwortungsbereich (Kanton und Gemeinden) und die Eigentümer 
von Infrastrukturanlagen (Art. 4) gilt: 

a) die von einem Risiko Betroffenen können davon ausgehen, dass die öffentliche Hand und die 
Eigentümer von Infrastrukturanlagen das Risiko für sie in Grenzen halten; 

b) die von einem Risiko Betroffenen sind gehalten, durch Objekt-Schutzmassnahmen und ein 
risikogerechtes Verhalten einen Beitrag zur Erreichung des angestrebten Sicherheitsniveaus 
zu leisten. 

6 Die öffentliche Hand und die Eigentümer von Infrastrukturanlagen legen, unter Berücksichti-
gung des Risikos und der Bedeutung der Anlagen pro Schutzobjektkategorie fest, wie weit sie bei 
ihren Sicherheitsanstrengungen gehen wollen und können. 
7 Ausserhalb des Verantwortungsbereichs der öffentlichen Hand und der Eigentümer von Infra-
strukturanlagen (Art. 4) können die von einem Risiko Betroffenen nicht damit rechnen, dass eine 
Institution das Risiko für sie begrenzt. Sie sind daher für die Festlegung ihres gewünschten 
Schutzgrades und für ihren Schutz selbst verantwortlich. 

Zuständig für das integrale Risikomanagement in Bezug auf die gravitativen Naturgefahren – 
wozu wie erwähnt die Wassergefahren zählen – an der Rhone ist der Kanton.36 Er verfügt über die 
Hoheitsrechte an der Rhone und ist deshalb auch für den Wasserbau an der Rhone zuständig.37 

 
34 Art. 2 Abs. 3 lit. a GNGWB. 
35 Art. 2 Abs. 2 GNGWB. 
36 Art. 4 Abs. 1 lit. b GNGWB. 
37 Art. 5 Abs. 1 lit. a GNGWB. 
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Gemäss Art. 27 Abs. 1 GNGWB haben die zuständigen Behörden bei einem Risiko, das nicht mehr 
als akzeptabel angesehen werden kann, und wenn dieses Risiko durch Präventiv- und Interventi-
onsmassnahmen nicht signifikant reduziert werden kann, Wasserbaumassnahmen, die Erstel-
lung von Schutzbauten oder eine Verlegung der gefährdeten Objekte und Anlagen zu prüfen.  

Das GNGWB enthält auch eine Bestimmung über dringliche Wasserbaumassnahmen und In-
standsetzungen: 

Art. 30   Dringliche Massnahmen und Instandsetzungen 
1 Dringliche Massnahmen und Instandsetzungen zur Verhinderung eines unmittelbar bevorste-
henden erheblichen Schadens oder zur Wiederherstellung der Sicherheit nach einem bereits ein-
getretenen Ereignis bedürfen keiner öffentlichen Projektauflage. Die erforderlichen Spezialbewil-
ligungen für dringliche Massnahmen und Instandsetzungen können nachträglich einverlangt 
werden.  
2 Die zuständige Behörde veranlasst die dringlichen Massnahmen sowie die Instandsetzungen 
und konsultiert, soweit möglich, die zuständigen kantonalen Stellen.  
3 Die Instandsetzung einer Baute umfasst die Wiederherstellung der Sicherheit und der Ge-
brauchstauglichkeit der Baute.  
4 Die Instandsetzung eines Fliessgewässers umfasst die Wiederherstellung eines dynamischen 
und natürlichen Wasserabflusses unter Berücksichtigung von Sicherheits- und Umweltanforde-
rungen.  
5 Dringliche Massnahmen und Instandsetzungen, deren Ausmass über die Wiederherstellung des 
Ausgangszustands hinausgehen, bedürfen der Genehmigung des Staatsrats.  

 

2.3. Zwischenergebnis  

Die oben (Ziff. 2.1. und 2.2.) beschriebene Rechtslage gibt zu folgenden Bemerkungen Anlass: 

Das kantonale Wasserbaurecht orientiert sich an einem integralen Risikomanagement, wie es 
auch vom Bund vorgeschlagen wird. Es sind Schutzmassnahmen im Rahmen der Prävention, 
während der Bewältigung von Hochwasserereignissen und durch bauliche Massnahmen 
(Schutzbauten usw.) vorgesehen.  

Bauliche Hochwasserschutzmassnahmen sind nach Art. 27 GNGWB durchzuführen, wenn nicht 
mehr akzeptable Risiken vorhanden sind, die nicht durch Präventiv- oder Interventionsmassnah-
men signifikant reduziert werden können. Dabei sind die Bundesvorgaben (namentlich Art. 4 
Bundesgesetz über den Wasserbau sowie Art. 37 GSchG in Bezug auf flankierende Revitalisie-
rungsmassnahmen) zu beachten.  

Im vorliegenden Zusammenhang von Bedeutung ist Art. 30 GNGWB. Am 29./30. Juni 2024 konn-
ten die dringlichen Massnahmen und Instandsetzungen zur Verhinderung eines unmittelbar be-
vorstehenden erheblichen Schadens und zur Wiederherstellung der Sicherheit ohne öffentliche 
Projektauflage durchgeführt werden. Soweit dabei bewilligungspflichtige Massnahmen ergriffen 
worden sind, sind die erforderlichen Spezialbewilligungsverfahren nachträglich durchzuführen, 
wie aus Art. 30 Abs. 1 Satz 2 GNGWB geschlossen werden kann. 

Die Gebrauchstauglichkeit und statische Sicherheit der Strassenbrücke wurden nicht beeinträch-
tigt; der Verkehr rollt heute wieder ungehindert über die Brücke. Damit ist Art. 30 Abs. 3 GNGWB 
Genüge getan. 

Soweit Massnahmen am Gewässer selber («Instandstellung eines Fliessgewässers» im Sinne von 
Art. 30 Abs. 4 GNGWB) vorgesehen sind, sind Sicherheits- und Umweltanforderungen zu berück-
sichtigen. Dies spricht für die Durchführung eines Bewilligungsverfahrens – nur so kann nachvoll-
zogen werden, welche Massnahmen mit welchen Auflagen konkret umzusetzen sind. Dass ein 
Bewilligungsverfahren erforderlich ist, legt auch Art. 30 Abs. 1 Satz 2 GNGWB nahe. Die auf diese 
Weise durchzuführende Instandstellung des Gewässers steht unter der Prämisse von Art. 30 Abs. 
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5 GNGWB, wonach Instandsetzungen, deren Ausmass über die Wiederherstellung des Ausgangs-
zustands hinausgehen, der Genehmigung des Staatsrates bedürfen. Diese Genehmigung muss 
nötigenfalls auf dem Verwaltungsrechtsweg überprüft werden können (Rechtsweggarantie ge-
mäss Art. 29a BV). 

 

2.4. Vorgaben im Falle einer besonderen oder ausserordentlichen Lage 

Das Gesetz über den Bevölkerungsschutz und die Bewältigung von besonderen und ausseror-
dentlichen Lagen38 definiert, was unter einer «normalen», einer «besonderen» und einer «aus-
serordentlichen» Lage zu verstehen ist. Art. 2 Abs. 1–3 GBBAL lautet wie folgt: 

Art. 2   Begriffe  
1 Eine normale Lage im Bevölkerungsschutz ist ein unerwartetes Schadensereignis, für dessen 
Bewältigung die ordentlichen Einsatzmittel und Verfahren ausreichen.  
2 Eine besondere Lage im Bevölkerungsschutz ist ein unerwartetes Schadensereignis, dessen Ein-
fluss in Sachen Dauer des Ereignisses, betroffener Raum und Beeinträchtigung des Gesellschafts-
lebens und Auswirkungen, die sich daraus ergeben, eine Konzentration mehrerer Einsatzmittel, 
eine Koordination mehrerer Verfahren sowie eine koordinierte Führung erfordern.  
3 Eine ausserordentliche Lage im Bevölkerungsschutz ist ein unerwartetes Schadensereignis, 
dessen Einfluss das gesamte Kantonsgebiet oder Teile davon betrifft und dessen Ausmass eine 
Konzentration aller Einsatzmittel, eine Koordination der Gesamtheit der Verfahren sowie eine 
koordinierte Führung erfordern.  

Tritt eine besondere oder ausserordentliche Lage ein, organisiert und koordiniert der Staatsrat 
die Massnahmen zur Bewältigung der besonderen und der ausserordentlichen Lagen und übt die 
Aufsicht aus.39 Er ist auf kantonaler Ebene zuständig für die Bewältigung der Ereignisse in einer 
besonderen und in einer ausserordentlichen Lage.40 

Das GBBAL folgt im Wesentlichen dem Risikomodell, wie es das Bundesamt für Bevölkerungs-
schutz (BABS) 2019 skizziert hat (Abb. 1). 

 

 
38 Vom 15. Februar 2013 (GBBAL; SGS 501.1). 
39 Art. 4 Abs. 1 lit. a GBBAL. 
40 Art. 4 Abs. 2 lit. a GBBAL. 
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Abb. 1: Modell des Integralen Risikomanagements gemäss BABS (2019) 

 

Das Gesetz umschreibt insbesondere im Rahmen der Vorbeugung die Organisation und die Auf-
gaben der Stellen von Kanton und Gemeinden in normalen, besonderen und ausserordentlichen 
Lagen.  

Liegt eine normale Lage vor, wird die Führung durch die Gesetze über die Polizei, die Feuerwehr 
und das Rettungswesen geregelt.41 

Im Fall einer besonderen Lage bieten die zuständigen kantonalen und kommunalen Behörden 
die Führungsorgane ganz oder teilweise auf; diese treffen die den Umständen entsprechenden 
Massnahmen.42 Dabei geht es insbesondere um folgende Massnahmen:43 

a) die Sofortmassnahmen anordnen; 

b) die Mittel einsetzen und koordinieren; 

c) die zuständigen Behörden unterrichten und/oder warnen; 
d) die vorbehaltenen Entscheide planen; 

e) die Behörden und die Bevölkerung informieren, die durch das Ereignis betroffen sind. 

Neben den Mitteln, die für eine normale Lage vorgesehen sind, können die Führungsorgane bie 
der besonderen Lage insbesondere folgende Mittel einsetzen: 

a) die Reservemittel des öffentlichen Gesundheitswesens; 

b) die Reservemittel des Feuerwesens; 

c) den Zivilschutz; 

d) die Mittel der kantonalen Verwaltung; 
e) die Mittel der Kantone und des Bundes auf Gesuch des Kantons. 

Im Fall einer ausserordentlichen Lage ist das Kantonale Führungsorgan im Sinne von Art. 9 
GBBAL für die Führung und die Koordination der Mittel auf Kantonsebene zuständig.44 Gegen-

 
41 Art. 20 Abs. 1 Halbsatz 1 GBBAL. 
42 Art. 22 Abs. 1 GBBAL. 
43 Art. 22 Abs. 3 lit. a–e GGBAL. 
44 Art. 25 Abs. 3 GBBAL. 
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über der besonderen Lage können die Behörden weitergehende Massnahmen treffen. So können 
sie durch Requisition die nach den Umständen erforderlichen privaten Mittel zur Gefahrenab-
wehr beschaffen, wenn die öffentlichen Mittel nicht genügen.45  

In einer ausserordentlichen Lage sind die zuständigen Behörden zudem nicht an die ordentlichen 
Verfahrensvorschriften bezüglich Baubewilligung, Genehmigung von Plänen, Konzessionen, Ar-
beitsvergabe und andere Verfahren gebunden.46 Dabei haben die Behörden insbesondere den 
Grundsatz der Verhältnismässigkeit zu beachten und die Interessen Privater zu schützen.47 

Sodann kann bei einer ausserordentlichen Lage die polizeiliche Generalklausel («Allgemeine 
Polizeiklausel») angerufen werden. Art. 29 GBBAL lautet wie folgt: 

Art. 29   Allgemeine Polizeiklausel 
1 Im Fall der ausserordentlichen Lage kann der Staatsrat ohne ausdrückliche gesetzliche Be-
stimmung alle notwendigen Massnahmen zur Abwehr von schweren drohenden Gefahren 
oder von anderen ausserordentlichen Lagen ergreifen. 
2 Er unterbreitet dem Grossen Rat gemäss dem Gesetz über die Organisation der Räte und die 
Beziehungen zwischen den Gewalten einen Bericht über die getroffenen Massnahmen. 

 

2.4. Würdigung 

Im Zusammenhang mit dem Hochwasserereignis vom 29./30. Juni 2024 hat der Staatsrat am 
30. Juni 2024 die «besondere Lage» im Sinne von Art. 2 Abs. 2 GBBAL ausgerufen. Am 10. Juli 
2024 hob er die «besondere Lage» wieder auf.  

Während der besonderen Lage waren Art. 22–24 GBBAL für die Bewältigung des Ereignisses 
massgebend. Es wurde die kantonale Führungsorganisation aufgeboten; unter ihrer Führung 
wurden die verfügbaren Mittel zur Schadensbegrenzung eingesetzt. 

Es wurde aber darauf verzichtet, die «ausserordentliche Lage» auszurufen. Damit kamen die Art. 
25–30 GBBAL nicht zum Tragen. Insbesondere kam Art. 29 («Allgemeine Polizeiklausel») nicht 
zur Anwendung. 

Der kantonale Gesetzgeber hat ausdrücklich geregelt, unter welchen Voraussetzungen die «all-
gemeine Polizeiklausel» zur Anwendung kommt, nämlich nur während einer «ausserordentli-
chen Lage» im Sinne von Art. 2 Abs. 3 GBBAL. Im Umkehrschluss können sich die Behörden bei 
einer normalen oder einer besonderen Lage nicht auf Art. 29 GBBAL berufen.  

Freilich ist mit Bezug auf das Zusammenwirken der beiden besprochenen Gesetze (GNGWB und 
GBBAL) Folgendes festzuhalten:  

Diese Erlasse, die beide bei der Abwicklung des Hochwasserereignisses vom 29./30. Juni 2024 
massgebend waren und zur Anwendung kamen, stehen gleichrangig auf Gesetzesstufe. Sie sind, 
soweit sich keine Widersprüche ergeben, gleichzeitig und koordiniert anzuwenden. Soweit ein 
Regelungskonflikt vorliegt, gilt Folgendes:  

Art. 30 Abs. 1 Satz 1 GNGWB stellt gegenüber dem allgemeineren Art. 28 GBBAL eine lex specialis 
dar und geht darum vor. Somit bedürfen dringliche Massnahmen und Instandsetzungen zur Ver-
hinderung eines unmittelbar bevorstehenden erheblichen Schadens oder zur Wiederherstellung 
der Sicherheit nach einem bereits eingetretenen Ereignis keiner (vorgängigen) öffentlichen 
Projektauflage, obschon die Behörden gemäss Art. 28 GBBAL im Allgemeinen nur im Fall einer 
ausserordentlichen Lage nicht an die ordentlichen Verfahrensvorschriften gebunden sind. 

Analog lässt sich hinsichtlich der polizeilichen Generalklausel argumentieren. Zwar war Art. 29 
GBBAL während des Ereignisses vom 29./30. Juni 2024 nicht anwendbar (weil keine ausser-

 
45 Art. 27 GGBAL. 
46 Art. 28 Abs. 1 GGBAL. 
47 Art. 28 Abs. 2 Satz 1 GBBAL. 
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ordentliche Lage ausgerufen worden war). Art. 30 GNGWB als lex specialis ermächtigt die 
zuständigen Stellen trotzdem zu weitreichenden Massnahmen der polizeilichen Gefahren-
abwehr. 

 

 

3. Welche Mitwirkungsrechte und Rechtsschutzmöglichkeiten bestehen für Umwelt-
verbände? 

3.1. Notwendigkeit förmlicher Verwaltungsverfahren 

Verwaltungsverfahren bewirken ein standardisiertes behördliches Vorgehen und tragen so dazu 
bei, dass der rechtserhebliche Sachverhalt richtig ermittelt werden kann, die involvierten Stellen 
rechtzeitig ihren Beitrag zur Sachverhaltsabklärung und Rechtsanwendung leisten können und 
die betroffenen Privaten und sonstigen Verfahrensbeteiligten – zu nennen sind namentlich Um-
weltorganisationen, die gemäss Art. 12 Abs. 1 Bst. b NHG oder Art. 55 USG beschwerdeberechtigt 
sind – ihre Parteirechte wahren können. Das Verfahrensrecht dient somit den rechtsstaatlichen 
Erfordernissen, dass das Handeln der Behörden im Einklang mit Recht und Gesetz steht (Art. 5 
BV) und dass ein wirksamer Rechtsschutz gewährt werden kann (Rechtsweggarantie gemäss Art. 
29a BV). 

 

3.2. Verwaltungsverfahren im Rahmen von Hochwasser-Schadenereignissen 

In der akuten Phase eines Hochwasser-Schadensereignisses haben sich die Einsatzkräfte auf 
das Abstellen der Gefahr für Leib und Leben sowie auf die Schadenbegrenzung zu fokussieren; 
weil rasches Handeln nötig ist, können weitere Gesichtspunkte nicht oder nur sehr eingeschränkt 
berücksichtigt werden. Die Massnahmen der Gefahrenabwehr stellen schlichtes Verwaltungs-
handeln dar und werden daher nicht im Rahmen eines förmlichen Verwaltungsverfahrens abge-
wickelt. Ist die Hochwassergefahr gebannt, kann nachträglich beurteilt werden, ob durch die 
durchgeführten Abwehrmassnahmen Folgeprobleme entstanden sind, bei denen Abhilfe ge-
schaffen werden muss. Ebenso sind Schäden, die Dritten durch die Massnahmen entstanden 
sind, zu regulieren.48 

Ist die akute Gefahr gebannt, folgt die Phase der Instandstellung beschädigter Infrastrukturen 
sowie von Bauten und Anlagen. Bereits in dieser Phase der provisorischen Instandstellung ist der 
Blick zu weiten: Instandstellungsmassnahmen sind möglichst so durchzuführen, dass keine Fol-
geprobleme (z.B. Probleme bei der Entsorgung von Abfällen und Abwässern, Mobilisieren von 
Schadstoffen durch Veränderung von belasteten Standorten) entstehen. Dies ruft nach einem 
formalisierten Ablauf. In zeitlicher Hinsicht ist es nun möglich, eine Prüfung der Rechtmässigkeit 
der Massnahmen im Rahmen eines Bewilligungs- oder Genehmigungsverfahrens durchzuführen 
– sei es vor der Durchführung der geplanten Massnahmen, oder sei es ausnahmsweise nachher. 
Art. 30 Abs. 1 GNGWB bestimmt denn auch, dass – auch wenn keine öffentliche Planauflage bei 
dringlichen Massnahmen und Instandstellungen zur Verhinderung eines unmittelbar bevorste-
henden erheblichen Schadens oder zu Wiederherstellung der Sicherheit nach einem bereits ein-
getretenen Ereignis erforderlich ist – die erforderlichen Spezialbewilligungen nachträglich «ein-
verlangt» werden können. Dabei ist eine Konsultation der zuständigen kantonalen Stellen vorge-
sehen.49  

In der darauffolgenden Phase der Regeneration ist eine Auswertung des Schadenereignisses 
vorzunehmen, der Ereigniskataster im Sinne von Art. 8 Abs. 1 GNGWB nachzuführen, und es sind 
die Lehren aus dem Ereignis zu ziehen. Diese Schritte stellen schlichtes Verwaltungshandeln dar; 
es wird hierfür kein förmliches Verwaltungsverfahren durchgeführt.  

 
48 Art. 60 Abs. 3 GNGWB. 
49 Art. 30 Abs. 2 GNGWB. 
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Ebenfalls zur Regeneration zählt der definitive Wiederaufbau der betroffenen Infrastrukturen, 
Bauten und Anlagen. Hier geht es um die Erhöhung der Widerstandsfähigkeit im Hinblick auf 
künftige Hochwasserereignisse und um die Finanzierung der dafür nötigen Massnahmen. Wo 
Hochwasser-Sicherheitsdefizite zu Tage getreten sind, können nun die angemessenen definitiven 
Schutzmassnahmen projektiert und umgesetzt werden. Diese Projekte sind gemäss den üblichen 
gesetzlich vorgesehenen Verfahren abzuwickeln. Im Kanton Wallis sind hierzu die Art. 31 ff. 
GNGWB massgebend. In diesem Rahmen ist auch Rechtsschutz zu gewähren. 

 

3.3. Rechtsschutzmöglichkeiten 

Art. 62 GNGWB verweist für den Rechtsschutz auf das Gesetz über das Verwaltungsverfahren 
und die Verwaltungsrechtspflege50; die in Anwendung des GNGWB getroffenen Entscheide 
unterliegen den Bestimmungen des VVRG. 

Das VVRG regelt das Verfahren in den Verwaltungssachen, die in die Zuständigkeit der Verwal-
tungs- und Verwaltungsrechtspflegebehörden fallen.51 Als Verwaltungssachen gelten solche, die 
durch eine Verwaltungsbehörde oder durch das Kantonsgericht in Anwendung öffentlichen 
Rechts des Bundes, des Kantons oder der Gemeinde durch Verfügung erledigt werden.52 Der dabei 
zugrunde gelegte Verfügungsbegriff umfasst nicht nur rechtsgestaltende und feststellende An-
ordnungen der Behörden im Einzelfall.53 Als Verfügung gilt auch das unrechtmässige Verweigern 
oder Verzögern einer Verfügung.54 

Als Parteien gelten nicht nur natürliche oder juristische Personen, deren Rechte oder Pflichten die 
zu erlassende Verfügung berührt oder berühren kann, sondern ebenso eine Behörde, eine Person 
oder eine andere Organisation, soweit sie durch Gesetz zur Beschwerde berechtigt sind.55 Damit 
können schweizweit56 tätige beschwerdeberechtigte Organisationen, denen das eidgenössische 
ideelle Verbandsbeschwerderecht im Sinne von Art. 12 NHG oder Art. 55 USG zukommt, vor den 
Walliser Verwaltungs- und Verwaltungsrechtspflegebehörden Parteistellung erlangen. 

Verfügungen sind in der Regel schriftlich zu eröffnen.57 Unter Umständen ist eine amtliche Publi-
kation vorzusehen.58 Die Verfügungen sind in tatsächlicher und rechtlicher Hinsicht zu begrün-
den.59 Die Rechtsmittelfrist läuft von der schriftlichen Eröffnung oder Bestätigung an.60 Aus einer 
mangelhaften Eröffnung darf den Parteien kein Nachteil erwachsen.61 

Das VVRG regelt auch den Fall, dass vorsorgliche Massnahmen getroffen werden müssen: Die 
Behörde oder ihr Präsident trifft von Amtes wegen oder auf Begehren die notwendigen vorsorgli-
chen Massnahmen, um einen tatsächlichen oder rechtlichen Zustand zu erhalten oder um ge-
fährdete Interessen zu wahren.62 

Nach Art. 34 Abs. 1 VVRG kann das unrechtmässige Verweigern oder Verzögern einer Verfügung 
jederzeit bei der ordentlichen Rechtsbehörde angefochten werden. Weist die Beschwerdeinstanz 

 
50 Vom 6. Oktober 1976 (VVRG; SGS 172.1). 
51 Art. 1 Abs. 1 VVVRG. 
52 Art. 4 VVRG. 
53 Art. 5 Abs. 1 VVRG. 
54 Art. 5 Abs. 4 VVRG. 
55 Art. 6 Abs. 1 lit. a und b VVRG. 
56 Die gesamtschweizerischen Organisationen können gemäss Art. 12 Abs. 5 NHG und Art. 55 Abs. 5 USG indessen ihre 
rechtlich selbstständigen kantonalen und überkantonalen Unterorganisationen für deren örtliches Tätigkeitsgebiet generell 
zur Erhebung von Einsprachen und im Einzelfall zur Erhebung von Beschwerden ermächtigen. 
57 Art. 29 Abs. 1 VVRG. 
58 Art. 30 VVRG. 
59 Art. 29 Abs. 3 VVRG. 
60 Art. 29 Abs. 4 VVRG. 
61 Art. 31 VVRG. 
62 Art. 28a VVRG. 
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die Rechtsverweigerungsbeschwerde gut, weist sie die Sache mit verbindlichen Wegleitungen an 
die Vorinstanz zurück.63 

Inwieweit der Staatsrat am 28. August 2024 förmlich Beschluss gefasst hat über die geplanten 
dringlichen wasserbaulichen Notmassnahmen im Raum Siders – Chippis, ist nicht bekannt. Im 
Bulletin der Staatsratssitzung vom 28. August 2024 findet sich kein Hinweis auf dieses Geschäft.  

Es ist anzunehmen (aber nicht sicher), dass der Staatsrat selber die Notmassnahmen anordnen 
wird (Genehmigung dringlicher Massnahmen und Instandsetzungen, deren Ausmass über die 
Wiederherstellung des Ausgangszustands hinausgehen, gemäss Art. 30 Abs. 5 GNGWB).64 Ein 
solcher Entscheid stellt eine letztinstanzliche Verfügung der Verwaltungsbehörden in Verwal-
tungssachen dar. Er kann mit Verwaltungsgerichtsbeschwerde an das Kantonsgericht weiterge-
zogen werden. Massgebend für das verwaltungsgerichtliche Verfahren sind die Art. 72 ff. VVRG. 

 

3.4. Würdigung 

Die vorstehenden Ausführungen haben gezeigt, dass Notmassnahmen beim Hochwasserschutz 
nicht in einem verfahrensrechtlichen Vakuum durchgeführt werden können. Das Bundesver-
fassungsrecht (Art. 29a BV) und das kantonale Wasserbaurecht verlangen grundsätzlich, dass ein 
Bewilligungs- oder Genehmigungsverfahren durchzuführen ist. Gegen die entsprechenden Ent-
scheide können gemäss Art. 62 GNGWB Rechtsmittel eingelegt werden. 

Wer Parteistellung erlangt, kann die in Art. 17 ff. VVRG vorgesehenen Parteirechte (Mitwirkung 
an der Feststellung des rechtserheblichen Sachverhalts; Anspruch auf rechtliches Gehör, insbe-
sondere Anhörung vor Erlass der Verfügung, Teilnahme an Augenscheinen, Recht, Beweismittel 
einzureichen, Recht auf Akteneinsicht) ausüben. 

Im Falle von Dringlichkeit kann die Behörde von einer Anhörung der Parteien absehen.65 Die An-
hörung ist aber nachzuholen, wenn sie im Beschwerdeverfahren verlangt wird.66 

Selbst höchst dringliche Massnahmen der Gefahrenabwehr während eines laufenden Schaden-
ereignisses bewegen sich nicht im rechtsfreien Raum. Sind schutzwürdige Interessen einer Person 
oder Organisation verletzt, d.h. kommt der Person oder Organisation Parteistellung zu, kann sie 
jederzeit um Rechtsschutz nachsuchen; dies folgt aus der Rechtsweggarantie gemäss Art. 29a 
BV. Nötigenfalls kann die Person oder Organisation das Gesuch um superprovisorische Mass-
nahmen stellen. Sinnvollerweise wird das Gesuch bei der übergeordneten Behörde (handelt das 
Departement, hat der Staatsrat zu entscheiden; handelt der Staatsrat, ist das Gesuch an das 
Verwaltungsgericht zu richten) eingereicht. 

Die vorstehenden Überlegungen zeigen, dass auch bei nötigem raschem behördlichem 
Handeln der Rechtsschutz nicht einfach wegfällt, sondern dass die vorgesehenen Bewilli-
gungs- und Genehmigungsverfahren nachgeholt werden müssen oder dass mit superprovisori-
schen Massnahmen schwerwiegende Nachteile für involvierte Parteien verhindert werden 
können.  

Nachträgliche Verfahren werden nicht im Sinne von «l’art pour l’art» durchgeführt, sondern 
können dazu führen, dass nachträglich weitere Verbesserungen, v.a. mittels Auflagen, Bedin-
gungen und Befristungen, implementiert werden. 

 

 

 
63 Art. 34 Abs. 2 VVRG. 
64 Vgl. dazu auch Art. 19 der Verordnung über die Naturgefahren und den Wasserbau (VNGWB; SGS 721.100). 
65 Art. 22 Abs. 1 VVRG. 
66 Art. 22 Abs. 2 VVRG. 
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Angestossen werden kann eine Überprüfung der vom Staatsrat vorgesehenen Massnahmen, 
indem der entsprechende Beschluss bzw. die entsprechende Verfügung beim Staatsrat verlangt 
wird. Dies wird am besten mit einem förmlichen an den Staatsrat gerichteten Begehren in die 
Wege geleitet. 

 

 

Zürich, 5. September 2024 
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Dr. iur. Hans W. Stutz 

 


